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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Juli 1955 

6 — 65304 — 2062/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Dreiundvierzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Zollkontingente für 
Massenstahl) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Entwurf einer Dreiundvierzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 
(Zollkontingente für Massenstahl) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegen- 
heit zur Stellungnahme gegeben worden ist, 
mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Die ermäßigten Zollsätze von 6 Vo und 
8 ®/o des Wertes für Waren im Rahmen von 
Zollkontingenten des § 1 der Vierten Ver- 
ordnung über Zolltarifänderungen aus An- 
laß der Errichtung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (Zollkontingents-Verordnung) 
vom 10, Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
gelten unter Berücksichtigung der durch die 
Sechste Verordnung über Zolltarifänderun- 
gen aus Anlaß der Errichtung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemein- 


schaft für Kohle und Stahl vom 10. Mai 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 250) und die Sie- 
bente Verordnung über Zolltarifänderungen 
aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 10. Mai 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 259) eingetretenen Zolltarif- 
änderungen über den 31. August 1955 hin- 
aus bis auf weiteres. 

§ 2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maß- 
gabe des § 12 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch Im Land Berlin. 

§3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 

Die Geltungsdauer der ermäßigten Zollsätze 
von 6 und 8 ®/o des Wertes im Rahmen von 
Zollkontingenten für Massenstahl der Tarif- 
nummern 7301, 7306, 7307, 7309 bis 7313 
und 7316 läuft am 31. August 1955 ab. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse, die zu die- 
sen Zollermäßigungen geführt haben, dauern 
jedoch unverändert an und dürften sich in 
absehbarer Zeit auch nicht ändern. 

Der vorliegende Entwurf sieht deshalb vor, 
die Geltungsdauer der Zollkontingente für 
diesen Massenstahl über den 31. August 1955 
hinaus bis auf weiteres zu verlängern. 
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